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Senkung der Regulierungskosten im Arbeitsrecht – konkrete Forderungen 
 

I. Forderungen des sgv 

Der Schweizerische Gewerbeverband sgv, die Nummer 1 der Schweizer KMU-Wirtschaft, vertritt 250 

Verbände und gegen 300’000 Unternehmen. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grösste 

Dachverband der Schweizer Wirtschaft für optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingun-

gen sowie für ein unternehmensfreundliches Umfeld ein. 

Vor diesem Hintergrund verlangt der sgv: 

• Die Regulierung betreffend «industrielle Betriebe» wird ersatzlos gestrichen (ArG). 

• Die wöchentliche Höchstarbeitszeit wird auf grundsätzlich 50 Stunden festgelegt (ArG). 

• Die Ruhezeiten werden flexibilisiert (ArG). 

• Erweiterung des Ausnahmekatalogs für bestimme Branchen (ArGV 2). 

• Flexibilisierung des Pikettdienstes (ArGV 1). 

• Flexibilisierung der Pausen- und Ruhezeitenregelungen (ArGV 1). 

• Erweiterung des Begriffs «kleingewerblicher Betrieb» (ArGV 2). 

• Flexibilisierung des Arbeits- und Ruhetagregimes am Beispiel der Gastronomie und Hotel-

lerie. 

II. Souverän will flexiblen Arbeitsmarkt – trotzdem wird reguliert

Für die Schweizer Volkswirtschaft ist der flexible Arbeitsmarkt ein wesentlicher Erfolgsfaktor. Die 

Schweizer Arbeitspartizipation ist hoch, die Arbeitslosigkeit tief und die berufliche Bildung vorbildlich. 

Dank dieser Flexibilität und allgemein-liberaler Rahmenbedingungen ist auch die Durchlässigkeit von 

unselbständiger und selbständiger Arbeit hoch. 

Der Gleichheitsgrundsatz im Arbeitsmarkt garantiert diese Flexibilität und damit auch die Erfolge. Er 

besagt: Arbeitgebende und Arbeitnehmende begegnen sich auf Augenhöhe und verhandeln ihre An-

liegen. Grundsätzlich erfolgt dies individuell, subsidiär auf der Stufe der einzelnen Branchen. Das Ar-

beitsgesetz ist in den letzten Jahren nur punktuell revidiert worden; die Flexibilität des Arbeitsmarktes 

sowie der Gleichheitsgrundsatz werden zwar immer wieder in Frage gestellt, doch der Souverän hat 

bisher alle Abweichungen davon deutlich abgelehnt. Beispiele sind die Ferieninitiative (2012), 1:12-

Initiative (2013), Mindestlohninitiative (2014) oder das bedingungslose Grundeinkommen (2016). 

Ungeachtet des deutlichen und wiederholten Bekenntnisses des Souveräns zum flexiblen Arbeits-

markt mit seinem Gleichheitsgrundsatz wird das Schweizer Arbeitsrecht immer dichter reguliert. Diese 

Regulierung verringert die Flexibilität des Arbeitsmarkts, kreiert Regulierungskosten und schädigt des-

halb Arbeitnehmende und Arbeitgebende. Beispiele sind die stärkere Drohung mit der Einführung von 

Normalarbeitsverträgen seitens des Bundes und in den Kantonen, die Revision des Entsendegeset-

zes oder die Revision des OR bezüglich der Normalarbeitsverträge (NAV). 

Das Arbeitsgesetz (ArG) ist am 1. Februar 1966 in Kraft gesetzt worden. Zwar haben das ArG und 

seine Verordnungen (ArGV 1 bis 5) diverse Reformen erlebt, doch vom Geist her entspringt die Ge-

setzgebung den 50er und 60er Jahren. Zuvor galten die Regelungen des Fabrikgesetzes, welches mit 
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der Unterstellung der gewerblichen Branchen zum Arbeitsgesetz wurde. In den vergangenen 50 Jah-

ren hat sich die Arbeitswelt tiefgreifend gewandelt. Heute sind drei Viertel der Erwerbstätigen im tertiä-

ren Sektor tätig. 85 % der Schweizerinnen und Schweizer sind mobile Internetnutzer. Der Trend zur 

Flexibilisierung der Arbeit wird aber immer stärker und arbeitsrechtliche Regelungen verlieren zuneh-

mend an Aktualität.    

Der Schweizerische Gewerbeverband sgv verlangt in seiner Strategie die Senkung unnötiger Regulie-

rungskosten und die Vermeidung neuer. Regulierungskosten wirken sich wie Fixkostenblöcke auf Un-

ternehmen aus. Entfallen diese, werden Mittel frei; diese können namentlich in Innovation und Weiter-

bildung investiert werden. Mit der Senkung von unnötigen Regulierungskosten kann die Wirtschaft aus 

eigener Kraft wachsen. Von der Senkung unnötiger Regulierungskosten im Arbeitsrecht profitieren alle 

Unternehmen sowie die Arbeitnehmenden. Vorliegende Vorschläge setzen sowohl auf der Gesetzes- 

wie auch auf der Verordnungsebene an.  

III. Vorschläge für konkrete Anpassungen 

1. Vorschläge auf der Gesetzesebene  

1.1 Aufhebung der Unterscheidung zwischen industriellen und nicht industriellen Betrie-

ben (Art. 5 ArG) 

Die Voraussetzungen für einen industriellen Betrieb sind sehr weitgefasst. Zunehmend werden 

kleinere Betriebe durch die Kantone als industriell eingestuft und gestützt auf das Plangenehmi-

gungsverfahren mit zusätzlichen Auflagen belastet. Diese sehen sich mit zusätzlichen, administra-

tiven und finanziellen Aufwänden konfrontiert, die der Arbeitssicherheit nicht zwingend dienen. Die 

Voraussetzungen für die Unterstellung als industrieller Betrieb sind auslegebedürftig. Bereits ei-

nen Mikrobetrieb von 6 Personen kann es treffen. Die Konsequenzen sind der Erlass einer Be-

triebsordnung, die Plangenehmigungspflicht mit baurechtlichen Folgen, die Reduktion der Arbeits-

zeit auf maximal 45 statt 50 Stunden pro Woche, die Begrenzung der jährlichen Überzeit auf 170 

h und das Versicherungsobligatorium bei der SUVA. Wenn nur ein Teil des Betriebs der industriel-

len Regelung untersteht, fallen alle Betriebsteile unter die SUVA. Die fortschreitende Digitalisie-

rung macht eine Unterscheidung zwischen «industriellen» und «nicht industriellen» Betrieben zu-

nehmend überflüssig.  

1.2 Höchstarbeitszeit (Art. 9 ArG) 

Fixe Arbeitszeiten sind immer weniger zeitgemäss. Sie orientieren sich an einem überholten Fab-

rikbild, als die Arbeiter zu einem bestimmten Zeitpunkt morgens die Arbeit aufnehmen und erst zu 

einem bestimmten Zeitpunkt abends die Firma verlassen durften. Die moderne Arbeitswelt – ins-

besondere im wachsenden Dienstleistungsbereich, aber auch im kundenorientierten, gewerbli-

chen Bereich – ist flexibel und nicht mehr ausschliesslich an den Arbeitsplatz in der Firma gebun-

den. Mit der generellen Erhöhung der Höchstarbeitszeit von 45 h pro Woche auf 50 h pro Woche 

wird dieser Entwicklung Rechnung getragen. Da das Arbeitsgesetz heute zwei Obergrenzen kennt 

(45 h und 50 h), ist generell die höhere Limite zu nehmen.    

Art. Wortlaut bisher Wortlaut neu (Vorschlag) 

9 ArG Die wöchentliche Höchstarbeitszeit be-

trägt: 

a. 45 Stunden für Arbeitnehmer in indust-

riellen Betrieben sowie für Büropersonal, 

technische und andere Angestellte, mit  

 

Die wöchentliche Höchstarbeitszeit be-

trägt 50 Stunden. 

a. 45 Stunden für Arbeitnehmer in indust-

riellen Betrieben sowie für Büropersonal, 

technische und andere Angestellte, mit  
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Einschluss des Verkaufspersonals in 

Grossbetrieben des Detailhandels; 

b. 50 Stunden für alle übrigen Arbeitneh-

mer. 

Für bestimmte Gruppen von Betrieben  

oder Arbeitnehmern kann die wöchentli-

che Höchstarbeitszeit durch Verordnung 

zeitweise um höchstens vier Stunden ver-

längert werden, sofern sie im Jahres-

durchschnitt nicht überschritten wird. 

…. 

Einschluss des Verkaufspersonals in 

Grossbetrieben des Detailhandels; 

b. 50 Stunden für alle übrigen Arbeitneh-

mer. 

Für bestimmte Gruppen von Betrieben o-

der Arbeitnehmern kann die wöchentliche 

Höchstarbeitszeit durch Verordnung zeit-

weise um höchstens vier Stunden verlän-

gert werden, sofern sie im Jahresdurch-

schnitt nicht überschritten wird. 

Abs. 4 sinngemäss anzupassen 

1.3 Flexibilisierung der Ruhezeitenregelung 

Eine Flexibilisierung der Ruhezeiten soll vor allem Arbeitnehmern und Arbeitgebern in Branchen, 

die saisonal stark gefordert sind, dienen. Beispiele sind Gastro- oder Hotelbetriebe bei vorüberge-

hender grosser Auslastung oder die Bereiche des Arbeitsverleihs. Über eine begrenzte Zeitdauer 

verrichtet der Mitarbeiter Abend- und Morgenarbeit kombiniert. Die Frage stellt sich, wie weit diese 

Flexibilisierung ausgebaut werden soll. Wird die Ruhezeit zu kurz veranschlagt (z.B. 6 h), kann die 

Produktivität des Arbeitnehmenden leiden. Mit einer zweimaligen Reduktion auf acht Stunden pro 

Woche und der Streichung der Durchschnittsregel kann für den Arbeitgeber wesentlich mehr Fle-

xibilität erzielt werden.     

Art. Wortlaut bisher Wortlaut neu (Vorschlag) 

15a 

ArG 

1 Den Arbeitnehmern ist eine tägliche Ru-

hezeit von mindestens elf aufeinander fol-

genden Stunden zu gewähren; 

2 Die Ruhezeit kann für erwachsene Ar-

beitnehmer einmal in der Woche bis auf 

acht Stunden herabgesetzt werden, so-

fern die Dauer von elf Stunden im Durch-

schnitt von zwei Wochen eingehalten 

wird. 

1 Den Arbeitnehmern ist eine tägliche Ru-

hezeit von mindestens elf aufeinander fol-

genden Stunden zu gewähren; 

2 Die Ruhezeit kann für erwachsene Ar-

beitnehmer zweimal in der Woche bis auf 

acht Stunden herabgesetzt werden. , so-

fern die Dauer von elf Stunden im Durch-

schnitt von zwei Wochen eingehalten 

wird. 

2. Anpassungen auf Verordnungsebene 

2.1 Flexibilisierung des persönlichen Geltungsbereichs durch Erweiterung des Ausnahme-

tatbestandes auf weitere Berufe (ArGV 1, 4. Abschnitt, Art. 8 ff.) 

Viele Branchen und Wirtschaftszweige finden sich in einem zunehmend digitalisierten und sich 

wandelnden Umfeld. Von Mitarbeitenden z.B. in der Kreativwirtschaft oder in der Forschung und 

Entwicklung (F&E) kann man nicht erwarten, dass sie nur während der Arbeitszeit auf Abruf krea-

tiv sind. Ideen, Kreativität aber auch die F&E sind nicht an einen fixen Zeitplan gebunden, sondern 

finden immer und überall statt. Dasselbe gilt für den IT-Support. Die Störung bzw. die Kunden le-

gen fest, wann ein Einsatz notwendig ist oder nicht. Damit ist oft auch ein grosses Schadenspo-

tenzial verbunden. Gewisse Branchen wie z.B. die Grossbanken machen 24 h am Tag weltweit 

Geschäfte. Ein Trader, der an verschiedenen Börsen tätig ist (Tokyo, Zürich, New York) kann 

seine Tätigkeit aus Natur der Sache nicht zwischen 8.00 und 17.00 Uhr abwickeln.    
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2.2 Pikettdienst – Flexibilisierung (Art. 14 ArGV 1) 

Branchenbezogen soll der Pikettdienst flexibilisiert werden. Details sind mit betroffenen Branchen 

abzusprechen. Betroffen sind zunehmend Berufe, die früher primär durch Selbständigerwerbende 

ausgeübt worden sind, heute aber je länger je mehr im Anstellungsverhältnis in einer Firma, Arzt-

praxis, Tierarztpraxis etc. gelebt werden.  

2.3 Flexibilisierung der Pausen- und Ruhezeitregelung (Art. 18 ff. ArGV 1) 

Gemäss ArGV 1 sind Pausen sehr detailliert geregelt. Sie sind um die Mitte der Arbeitszeit anzu-

setzen. Geregelt wird, wann Pausen aufgeteilt werden etc. Für den Dienstleistungssektor sind die 

Pausenregelungen zu detailliert und starr. Mehr Flexibilität bei der Pausen- und Ruhezeitregelung 

in Absprache mit den betreffenden Branchen ist notwendig.  

2.4 Begriff des «kleingewerblichen Betriebes» (Art. 2 ArGV 2) 

Die Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz (ArGV 2) regelt die Sonderbestimmungen für bestimmte 

Gruppen von Betrieben oder Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen für Abweichungen von den 

gesetzlichen Arbeits- und Ruhezeitvorschriften. Art. 2 definiert den «kleingewerblichen Betrieb», 

der maximal vier Arbeitnehmende haben darf. Die Schwelle des kleingewerblichen Betriebs ist auf 

mindestens 10 Personen anzuheben. Analoge Grenzen gibt es z.B. im Lebensmittelgesetz, wo 9 

Personen als Grenze gelten. Für Massnahmen der Arbeitssicherheit gelten Grenzen von 10 Mitar-

beitenden. Es macht deshalb Sinn, die Obergrenze des kleingewerblichen Betriebs auch im Ar-

beitsrecht von vier z.B. auf 10 Arbeitnehmende zu erweitern.     

Art. Wortlaut bisher Wortlaut neu (Vorschlag) 

2 ArGV 2 1 Kleingewerbliche Betriebe (Art. 27 
Abs. 1bis des Gesetzes) sind Betriebe, 
in denen neben dem Arbeitgeber nicht 
mehr als vier Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen, unabhängig von ihrem 
Beschäftigungsgrad, beschäftigt wer-
den. 

1 Kleingewerbliche Betriebe (Art. 27 
Abs. 1bis des Gesetzes) sind Betriebe, 
in denen neben dem Arbeitgeber nicht 
mehr als zehn Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen, unabhängig von ihrem 
Beschäftigungsgrad, beschäftigt wer-
den. 

2.5 Ausweitung von Sonderbestimmungen für das Gastgewerbe und die Hotellerie  

(Art. 23 ArGV 2) 

Heute ist alle sechs Tage ein Ruhetag zu gewähren (Art. 21 Abs. 1 ArGV 1). Viele Arbeitneh-

mende würden es bevorzugen, wenn sie innerhalb von z.B. zwei Wochen vier Ruhetage beziehen 

könnten. Das setzt voraus, dass vor und nach den Ruhetagen an mehr als sechs Tagen hinterei-

nander gearbeitet werden müsste. Branchen mit besonderen Bedürfnissen hinsichtlich einer Flexi-

bilisierung gibt es mehrere. Das Gastgewerbe und die Hotellerie schlagen vor, dass in Art. 23 

ArGV 2 die Arbeitswoche flexibilisiert wird. Die einzelnen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 

dürfen sieben aufeinanderfolgende Tage beschäftigt werden (Ausdehnung von Art. 7 Abs. 2 ArGV 

2 auf die Branche). Die gemäss Arbeitsgesetz grundsätzlich auf maximal sechs aufeinanderfol-

gende Arbeitstage festgelegte Arbeitswoche kommt den Branchengegebenheiten des Gastgewer-

bes nicht entgegen. Gerade in Hochsaisonzeiten (bspw. in Wintersportgebieten, insbesondere bei 

längerer guter Wetterlage) besteht sowohl bei den Arbeitgebern als auch den Arbeitnehmern oft 

der Wunsch nach mehr Flexibilität respektive einer Erweiterungsmöglichkeit des Einsatzes und 

anschliessend längerer Freizeit. Die Möglichkeit einer längerdauernden Ruhezeit wird von den 

Mitarbeitenden geschätzt bzw. explizit gewünscht, vor allem von (Saison-) Mitarbeitenden aus ei-

nem entfernteren Herkunftsort, da sich so eine «Heimreise» lohnt.   

 


